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Liebe Leserinnen, liebe Leser,
„Es wird Zeit für eine neue Initiative“
hieß es im Gründungsaufruf des eltern-
bund hessen. Das ist jetzt 40 Jahre her,
Zeit für einen Rückblick.

In dieser Festschrift blicken wir zurück
auf die Anfangszeiten, die Prof. Dr.
Ludwig von Friedeburg in seinem
 Beitrag „Schulreform in Hessen vor 
40 Jahren“ zum 30-Jährigen für den
ebh-elternbrief geschrieben hat. Wir
erinnern an die Aktivitäten des eltern-
bund, geschildert in der Festrede von
Bernd Rudloff zum 10-jährigen und
den Beiträgen von Hans Schmalz und
 Hannah de Graauw-Rusch zum 
20-jähri gen Jubiläum.

Außerdem schauen wir auf die Themen,
die in diesen 40 Jahren den elternbund
beschäftigt haben. Sie betreffen sowohl
die – teils turbulenten – bildungspoliti-
schen Entwicklungen in den vergange-
nen 40 Jahren als auch die pädago -
gische Erneuerung von Schule. Und
wir haben festgestellt: Viele von ihnen
sind erstaunlich aktuell!

Wir wünschen Ihnen viel Vergnügen
beim Lesen!
Ihre Redaktion
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Der elternbund hessen wurde in 1979
gegründet als Bündnis reformorien-
tierter Eltern, die die damaligen
Schulreformen unterstützen wollten. 

Was war vor 40 Jahren?

Die 1970er Jahre waren die Zeit der Bil-
dungsreformen. Mitte der 1960er Jahre
hatte Georg Picht aufmerksam gemacht
auf die „Deutsche Bildungskatastro-
phe“. Die Zahl der Kinder mit einem
höheren Bildungsabschluss war in der
BRD im Vergleich zu anderen westli-
chen Industrieländer sehr gering. Der
Wirtschaft fehlten qualifizierte Fach-
kräfte. Ralf Dahrendorf identifizierte die
benachteiligten Gruppen mit der Sym-
bolfigur des „katholischen Mädchens
vom Lande“. Die Bund-Länder-Kom-
mission für Bildungsplanung und For-
schungsfragen empfahl in seinem
„Strukturplan für das deutsche Bil-
dungs- und Erziehungswesen“ die Ein-
führung von Gesamtschulen, um die
Chancengleichheit von Kindern aus
nicht-akademischen und ländlichen
 Milieus zu verbessern.

Was ist seitdem passiert?

Nicht nur Hessen reagierte: begleitet
von z. T. heftigen Schulkämpfen wur-
den viele Reformen im Schulwesen, in
der Lehrerausbildung und in der Schul-
organisation angegangen. Nach Bundes-
land sehr wohl unterschiedlich (hier
liegt vielleicht auch ein Problem), wur-
den Förderstufen und Gesamtschulen
eingerichtet, das 3-gliedrige Schulsys -
tem abgeschafft, neue Förderschulen
eingerichtet und wieder abgeschafft, die
Integration von behinderten Kindern in
das Regelschulsystem eingeleitet, die
Schulsozialarbeit kam an die Schulen
usw. usf.
In der Tat gibt es heute mehr Kinder
und Jugendliche mit einem gehobenen

Schulabschluss als jemals zuvor. In der
Tat gibt es inzwischen Integration und
Inklusion, auch an Hessens Schulen. 

…aber:
Es gibt ebenfalls Rekordzahlen an Kin-
dern und Jugendlichen ohne Schulab-
schluss, an Jugendlichen, die nicht rich-
tig lesen und schreiben können, an jun-
gen Menschen, die nicht wirklich am
gesellschaftlichen Diskurs partizipieren
können, die Fake News und Info-Over-
flow schutzlos ausgeliefert sind.

Die Umsetzung der Inklusion geht viel
zu langsam. Es gibt immer noch viel zu
viele Kinder, die auf Grund der Rah-
menbedingungen keine inklusive Schule
besuchen können. Unser Förderschulsys-
tem steht nach wie vor in voller Blüte!

Aus meiner Sicht ist das Grundübel,
dass große Teile unseres Schulsystems
immer noch an Selektion ausgerichtet
sind, viel zu viele Schulformen beschäf-
tigen sich als Erstes immer wieder da-
mit zu definieren, für wen sie nicht zu-
ständig sind. Und genau das ist unglaub-
lich teuer und falsch. Die Kinder, die –
aus welchen Gründen auch immer – von
Realschulen und Gymnasien aussortiert
werden, müssen mit reduzierten Bil-
dungs- und Lebenschancen leben. Unser
Schulsystem produziert Ausschuss und
zwar mit System!

Die Aktivitäten des 
elternbund hessen heute

Wie vor 40 Jahren kämpfen wir für ein
Schulsystem, das allen Kindern die glei-
chen Chancen gibt. Wir betätigen uns
dabei mit drei Schwerpunkten: 

− Wir werben für eine kindgerechte
Schule, eine Schule für alle Kinder, in
der die individuelle Förderung eines -
jeden Kindes im Mittelpunkt steht. 

− Wir werben für eine demokratische
Schule, in der die Mitsprache von
Schüler*innen und Eltern ernst genom-
men wird und die Schüler*innen in die
Gesellschaft entlässt, die fähig und wil-
lens sind, sich an der Gestaltung ihrer
Lebenswelt qualifiziert zu beteiligen.

− Wir beraten und unterstützen Eltern,
die im Schulsystem drin sind, die lokal
oder auf Landesebene für Verbesserun-
gen kämpfen, besonders die Eltern, die
sich in den Mitwirkungsgremien enga-
gieren.

Das bedeutet, dass der elternbund sich
zu schulpolitischen Fragen äußert, bei
Anhörungen im Landtag, in Stellung -
nahmen zu Maßnahmen und Gesetzes-
entwürfen der Landesregierung und in
der Presse. Wir beteiligen uns an viel-
fältigen Aktionen im Land, an Demon-
strationen und Bündnissen, wie zuletzt
z. B. an Aktionen gegen den Sanie-
rungsstau, die in vielen hessischen
 Städten und Gemeinden stattfinden. 

Dieses haben wir in der Vergangenheit
getan und wir werden es weiter tun! 
Unser 40-jähriges Jubiläum ist eine her-
vorvorragende Gelegenheit für eine
 Bestandsaufnahme, aber auch für einen
kritischen Blick nach vorne. 

Ich glaube, dass nur mehr Geld und
mehr Personal unsere Schulprobleme
nicht lösen werden, wir müssen auch
schulsystemisch nachdenken, wir brau-
chen eine neue Schulreformdiskussion!
Deswegen werden wir unter der Über-
schrift: „Schule 2050“ nicht nur disku-
tieren, wie eine gut ausgestattete Schule
aussehen muss, sondern auch einen
Blick darauf wagen, wie ein ganzheit -
liches Schulsystem aussehen kann!

Klaus Wilmes-Groebel ist Vorsitzender
des elternbund hessen e. V.

Seit 40 Jahren engagiert
sich der elternbund hessen

für eine bessere Schule
Von Klaus Wilmes-Groebel
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Um das Schulchaos der Nachkriegs-
zeit zu beenden, schlossen die Länder
der Bundesrepublik Anfang 1955 in
Düsseldorf das „Abkommen zur Ver-
einheitlichung auf dem Gebiete des
Schulwesens“. Es konnte zwar kein
gemeinsamer Schuljahresbeginn
 erreicht werden, aber der Vertrag
suchte jedem Ansatz, die überkom-
menen Schulstrukturen zu verän-
dern, einen Riegel vorzuschieben.
Erst im Oktober 1964 unterzeichne-
ten die Ministerpräsidenten der Län-
der in Hamburg ein neues Abkom-
men, das die dringlichen Reformen
nicht länger blockierte.

Von der Notwendigkeit einer weitrei-
chenden Strukturreform des Bildungs-
wesens war wieder die Rede, seit sein
Einfluss auf Wirtschaftswachstum und
technischen Fortschritt beschworen und
die Kritik an der Leistungsfähigkeit des
heimischen Schulsystems überdeutlich
wurde. Allen Bildungspolitikern, gleich
welcher Richtung, ging es um die Aus-
schöpfung der Begabungsreserven. 

Die Sozialdemokraten hatten indessen
die geteilte Schule immer schon als
Hindernis für die Talentförderung aus
den eigenen Reihen begriffen und daher
die gemeinsame Schule mit dem er-
strebten Aufstieg durch Bildung identi-
fiziert. So brachte die Schulkritik sie aus
der ganz und gar technokratischen Per-
spektive ihrer Kulturpolitik in den spä-
ten fünfziger Jahren wieder auf den
Weg der Schulreform. 

Erste Anstöße kamen aus Hessen und
Niedersachsen – Länder, in denen bil-
dungspolitische Energien weder durch
Verfassungskämpfe um Konfessions-
schulen gebunden noch durch vorange-
gangene Niederlagen in der Einheits-
schulpolitik gebremst wurden wie in
den Stadtstaaten. Seit längerem hatte
man in Niedersachsen mit dem Diffe-
renzierten Mittelbau, in Hessen mit För-
derstufen Erfahrungen gesammelt. Die-
se machte sich der Deutsche Ausschuss
für seine Förderstufenempfehlung zu-

nutze, die ihrerseits die beiden Länder
als Unterstützung reklamierten, bis das
Hamburger Abkommen ein für alle
Schülerinnen und Schüler gemeinsames
fünftes und sechstes Schuljahr als För-
der- oder Beobachtungsstufe generell
freigab. Dabei ging es nicht um einen
erneuten Versuch, die Grundschule als
Primarstufe zu verlängern. Der interna-
tionalen Entwicklung entsprechend wur-
den Differenzierung und Stufenorgani-
sation die neuen Schlüsselbegriffe für
die Gesamtschule. Die Grundschule als
Primarstufe sollte nach dem zehnten Le-
bensjahr beendet sein, gegebenenfalls
an ihrem Anfang durch eine Eingangs-
stufe für die Fünfjährigen erweitert, um

den Übergang vom
Spielen zum Ler-
nen, vom Kinder-
garten zum Schul-
unterricht zu ebnen.
Zudem sollte die
Grundschule von
aller Selektion be-
freit und die Entscheidung über künftige
Bildungswege der Sekun darschule über-
lassen werden. Dazu war gemeinsamer
Schulbesuch notwendig, zumindest in
den ersten zwei Jahren der Mittelstufe.
Die Sekundarschule sollte, anstatt der
berufsständischen Gliederung zu die-
nen, den individuellen Fähigkeiten und
Interessen des einzelnen Schülers ge-
recht werden, die es zu entfalten galt.
Also war Differenzierung erforderlich,
„innere“ im gemeinsamen Unterricht
und „äußere“ bei der Zuordnung der
Schülerinnen und Schüler zu verschie-
denen Lerngruppen und Fächern, und
zugleich ein Höchstmaß an Durchlässig-
keit, um das beobachtende Auslesen mit
dem fördernden Orientieren zu verbin-
den.

Geriet die neue Oberstufenordnung erst
nach dem Ende der sozialliberalen Re-
formphase in die harte bildungspoliti-
sche Auseinandersetzung, so stand die
Neuordnung der Mittelstufe von Anfang
an in deren Zentrum. Das galt für alle
Bundesländer, vor allem für Hessen.
Von den Problemen konfessioneller

Schulteilung unbelastet, hatte es früh
die Landschulreform begonnen und eine
Vielzahl unzureichender Zwergschulen
durch jahrgangsgegliederte, meist mehr-
zügige Mittelpunktschulen ersetzt. Die
Bildungschancen der Landkinder, von
denen nur wenige höhere Schulen er-
reichten, sollten verbessert werden.
Längere Schulwege wurden in Kauf ge-
nommen, die An- und Abfahrt mit
Schulbussen in die Wege geleitet. Vor-
nehmlich der Landschulreform diente
auch, dass im Mai 1969 die Förderstufe
als landesweites Ziel im Schulverwal-
tungsgesetz verankert wurde. Überdies
erklärte das Gesetz die schulformbezo-
genen, sogenannten Kooperativen Ge-
samtschulen zu Regelschulen und er-
möglichte die Einrichtung von Integrier-
ten Gesamtschulen als Schulversuch.
Alles mit ausdrücklicher Zustimmung
der Freien Demokraten, wiewohl sie
 damals noch zur Opposition im Landtag

gehörten.

Planvoll sollten die Refor-
men herbeigeführt werden.
Georg August Zinn hatte
den Großen Hessenplan be-
gonnen. Die neue Landes-
regierung unter Albert
 Osswald baute ihn aus und
legte 1970 Einzelpläne für

alle Sachgebiete und deren Entwicklung
bis 1985 vor. Modernität und Chancen-
gleichheit stellten die beiden wichtig-
sten Ziele dar. Das galt auch für den Zu-
sammenhang von äußerer und innerer
Reform. Die Neuorganisation der Bil-
dungseinrichtungen und der Zusammen-
arbeit aller an ihnen Beteiligten wurden
als Vorbedingung für die überfälligen
inhaltlichen Reformen des Lehrens und
Lernens angesehen. Demokratisierung
müsste nicht zu Lasten der Leistungs-
fähigkeit von Schulen und Hochschulen
gehen, deren Modernisierung nicht im
Widerspruch zu vermehrter Bildungsge-
rechtigkeit stehen. 

Der hessische Schulentwicklungsplan
gab erstmals einen Überblick über alle
öffentlichen Schulen im Lande und be-
handelte die Strukturfragen ihrer Re-
form. Er beschrieb die künftige Stufen-
organisation sowie das Verfahren der
landesweiten Schulplanung. Ausgehend
von den voraus geschätzten Bevölke-
rungsdaten wurde der Bedarf an Schul-
raum und Lehrern für einen Zeitraum
von fünfzehn Jahren berechnet. Die
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Schulreform in Hessen
vor 40Jahren

Von Ludwig von Friedeburg
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Zielprojektion wies für 1985 die Schul-
standorte der Grund-, Mittel- und Ober-
stufen des reformierten Schulwesens
aus. Überall im Land sollte demnach
auch in der Mittelstufe die Gesamts-
schule an die Stelle der herkömmlich
getrennten Schulformen treten, so wie
es für die gemeinsame Grundschule als
erster Schritt in der Weimarer Republik
erreicht worden war. 

Um die einzelne Schülerin, den einzel-
nen Schüler individuell so gut wie mög-
lich zu fördern, galt es die sogenannte in-
nere Differenzierung als vorherrschende
Unterrichtsform weiterzuentwickeln. An-
regungen und Anforderungen, individu-
ell variiert, sollten die Lernbedürfnisse
aufnehmen, sich also nicht allein auf
Lernleistungen beziehen. Von dem
Zwang, letztere sehr früh schon gruppie-
ren zu müssen, um den weiteren Bil-
dungsweg jedes Kindes einer bestimmten
Schulform zuzuordnen, blieb die Grund-
schule durch die anschließende Förder-
stufe verschont. Diese hatte vor allem für
den Übergang zum Lernen in der Mittel-
stufe zu sorgen wie zuvor die Eingangs-
stufe für den in die Grundschule. Die an-
gestrebte Gesamtschule integrierte die
bisherigen Schulformen mit den Mitteln
didaktischer Differenzierung. Der Unter-
richt aller Schülerinnen und Schüler in
Kerngruppen, den bisherigen Klassenver-
bänden entsprechend, sollte im Verlauf
der Schuljahrgänge 5 bis 10 zunehmend
ergänzt und dann ersetzt werden durch
reichhaltigen Kursunterricht, der in den
Wahlfächern Interesse und Eignung, in
den Pflichtfächern die Entwicklung der
individuellen Leistungsfähigkeit des Ein-
zelnen berücksichtigte.

In keinem anderen Flächenstaat wurden
die Chancen, welche politische Aktua-
lität, Schülerandrang und verfügbare Fi-
nanzmittel Anfang der 1970er Jahre der
Schulreform eröffneten, so konsequent
genutzt wie in Hessen. Von den bis zur
Mitte des Jahrzehnts neueingerichteten
Integrierten Gesamtschulen entstanden
hier allein 64, überdies mehr als fünfzig
schulformbezogene Gesamtschulen. 
Doch in der Folge häuften sich nicht nur
die räumlichen und organisatorischen
Schwierigkeiten bei einem Reformvor-
haben dieser Größenordnung, machte
sich nicht nur der überall herrschende
Lehrermangel besonders bemerkbar.
Die Bildungsreform selbst, am Anfang
des Jahrzehnts getragen von einer Woge

breiter Zustimmung, geriet erneut in den
Strudel wiederauflebender gesellschaft-
licher Interessenkämpfe, als die Kon-
kurrenz um die Spitzenplätze, die Studi-
enplätze an den Universitäten, sich im-
mer mehr verschärfte und die Aussich-
ten auf unbegrenztes Wachstum sich mit
der Ölkrise rasch verdüsterten.

Die Konfrontation folgte dem Schema
der überkommenen Interessengegensät-
ze: Arbeitgeberverbände und bürgerli-
che Parteien auf der einen, Gewerk-
schaften und politische Organisationen
der Arbeiterbewegung auf der anderen
Seite. Die Kirchen hielten sich zurück.
Sieht man von der wechselnden Position
der Liberalen ab, waren in diesen Fron-
ten und mit denselben Argumenten die
bildungspolitischen Kämpfe um die
Grundschule in den zwanziger Jahren,
um die Ansätze einer gemeinsamen Mit-
telstufe in der Nachkriegszeit wie um
die ländlichen Mittelpunktschulen am
Anfang der sechziger Jahre ausgetragen
worden. Stärkeren Einfluss übte inzwi-
schen der neue Mittelstand aus, zu dem
sich immer mehr Angestellte und auch
Beamte zählen. Keine Gruppe ist an der
Bildungsexpansion so interessiert wie
sie. Nicht nur sollen die Nachkommen-
den den erlangten Status halten oder
noch verbessern, der Schulbesuch der
Kinder dient überdies den Eltern, sich
sozial abzugrenzen. Dafür sind Gesamt-
schulen und schulformübergreifende
Lehrpläne wenig geeignet. Die konser-
vative Opposition fand neuen Zuspruch
und eine neue Organisationsform im
Hessischen  Elternverein. Nominell
überparteilich verknüpfte er den Wider-
stand gegen die organisatorische Schul-

reform mit Pro tes ten gegen progressive
Unterrichtspläne. Sein Anspruch richte-
te sich zunächst auch gegen die gewähl-
ten Elternvertretungen, bis seine Mit-
glieder deren Organe, insbesondere den
Landeselternbeirat, immer stärker be-
stimmten. Im Gegenzug entstand der el-
ternbund hessen, um die Schulreform zu
unterstützen. Dieser wurde dann, auch
im Landeselternbeirat, zum Sprachrohr
der aufgeschlossenen Elterngruppen in
der Bevölkerung.

In den folgenden Jahrzehnten behinder-
ten die gesellschaftlichen Machtverhält-
nisse den Fortgang der Schulreform.
Aber wie es gegen allen konservativen
Widerstand gelang, die gemeinsame
Grundschule am Leben zu erhalten und
ihre Pädagogik im Laufe der Zeit erheb-
lich zu verbessern, so hat jetzt die Inte-
grierte Gesamtschule als reguläre Schul-
form Bestand. Wenn eine sachverständi-
ge pädagogische Konzeption vereint mit
dem Engagement der Lehrenden und
wechselseitiger Kooperation mit der
 Elternschaft ihre Entwicklung trägt, er-
reicht sie die anspruchsvollen Ziele der
Schulreform wie eine Qualitätskontrolle
des Max-Planck-Instituts für
 Bildungsforschung zeigte.   

Prof. Dr. Ludwig von Friedeburg,
 (1924-2010), Professor für Soziologie
und lang jähriger Direktor des Instituts
für  Sozialforschung an der Universität
Frankfurt am Main, war von 1969 bis
1974 Kultusminister des Landes  Hessen.

(Beitrag aus dem ebh-elternbrief vom
Dezember 2009) 
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In seinem Grußwort zum 
10-jährigen Jubiläum zog der erste
ebh-Vorsitzende Bernd Rudloff Bilanz.
Im ebh-elternbrief Nr. 27 vom August
1989 wurde der Text veröffentlicht.

Wie hatte Günther Grass einmal
 gesagt: „Der Fortschritt ist eine
Schnecke!“. So empfanden viele von
uns Schulpolitik am Ende der 70-er
Jahre. Ludwig von Friedeburgs
 Reformen gerieten immer mehr ins
Stocken, blieben vielerorts Formen
ohne inhaltliche Ausgestaltung. Mehr

noch: Konservative Kräfte bedrängten
die „Herrschenden“, wollten das Rad
der Geschichte mit Hilfe eines demo-
kratischen Instrumentariums „zurück-
drehen“.

Da reichte es einigen von uns  „Eltern -
vertretern“, denen der tägliche Einzel-
kampf mit „Schule schlechthin“ als
Sisyphus-Arbeit erschien. Nur ge-
meinsam sind wir stark und politisch
wirksam! So kam es dank der Ideen
einiger Weniger vor 10 Jahren zur
Gründung unseres ebh, gedacht zu -
nächst als politische Elterninitiative,
Gegenbewegung zu den erstarkenden
konservativen Kräften im Lande. Un-
ser Markenzeichen war die „Fort-
schrittlichkeit“, ein Forum für reform-
willige Eltern wollten wir sein. Als
politischer „Senkrechtstarter“ schock-
ten wir unsere Gegner, aber auch
manche Freunde, ob unserer unkon-
ventionellen Art: bevor die Gegenre-
form – wie in Nordrhein-Westfalen –

bei uns in Hessen greifen konnte,
mussten wir selbst aktiv werden und
ein „Volksbegehren“ beginnen. Die
Journalisten hatten wir sofort auf
 unserer Seite, da gab es viel Interes-
santes für sie zu berichten, und wir
 „fütterten“ sie auch gerne mit um -
fassenden Informationen.

Wieviel so ein Volksbegehren für die
Förderstufe denn kosten würde, woll-
ten sie gleich beim ersten Mal wissen.
Naja, etwa 2 Millionen Mark, schätz-
ten wir. Woher denn so viel Geld
kommen würde, fragten sie weiter.
Von vielen Bündnispartnern in
 Hessen und von unseren reform -
willigen Mitgliedern antworteten wir.

Was niemand wusste, außer viel Mut,
meinem privaten Briefkasten, der
 täglich überquoll und der politischen
Unterstützung der JUSOS aus Süd-
hessen besaßen wir eigentlich nichts!
So verliefen die ersten Monate unse-
rer Exis tenz in stetiger Improvisation,
mit  geliehenem Arbeitsgerät und
Geld, später dann mit den eingehen-
den Spenden guter Freunde und
 Mitgliedsbeiträgen. 

Die Räumlichkeiten einer früheren
Wäscherei setzten diesem Vagabun-
dieren dann endlich ein Ende. Bis
heute ist diese Geschäftsstelle im
 Oeder Weg in Frankfurt Elterntreff-
punkt und Anlaufstelle vielfältiger
Anfragen, von Beginn an umsichtig
betreut durch Inge Schmalz, später
verstärkt durch Hans-Wilfried
 Kuhlen, den heutigen Geschäftsführer
der hessischen GEW.

Schon sehr bald merkten wir, dass es
bei der erfolgreich beendete Initiative
zur Förderstufe nicht bleiben konnte.
Unsere Mitglieder erwarteten mehr
als die (formale) Verabschiedung ei-
nes Förderstufenabschlussgesetzes.

Die inhaltliche Auseinandersetzung
mit schulischen Problemfeldern be-
kam wachsende Bedeutung, führte bis
zur Zusammenarbeit mit anderen
 Elternorganisationen in Hessen und
dem Bundesgebiet. Diese Arbeit mit
ausländischen Elternvertretern und
mit Behindertenorganisationen, die
ihre Kinder in der Regelschule inte-
griert wissen möchten, bildet bis heu-
te einen Schwerpunkt inhaltlicher
 Arbeit des ebh.

Themen wie die Gestaltung des
Grundschulalltags, die Einrichtung
weiterer Integrierter Gesamtschulen,
gemeinsames Lernen von Behinder-
ten und Nichtbehinderten, der Etiket-
tenschwindel mit der versprochenen
„freien Schulwahl“, die „Beschäfti-
gung“ mit dem verstockten Landes -
elternbeirat und die täglichen Verän-
derungen „von oben“ seit der „Wen-
de“ in Hessen lassen den ebh nicht los
und werden ihn in Schwung halten.

So ist unser elternbund hessen zehn
 Jahre jung geblieben, ein klein wenig
weiter und auch weiser und keines-
wegs entmutigt, obwohl der Fort-
schritt eine Schnecke ist.

In knapp zwei Jahren sind Wahlen in
Hessen. Vermitteln wir, was den Ko-
alitionären offenbar nicht gelingen
will, dass Schulpolitik noch immer
 einen zentralen Stellenwert bei uns
Eltern besitzt und unser Kurs den
richtigen und zukunftsweisenden Weg
für unsere Kinder beschreibt. Der
ebh- elternbrief ist dafür ein prächtiges
Sprachrohr!

Die Zukunft dürfen und können nicht
die Mensch und Umwelt rücksichts-
los Ausbeutenden bestimmen. Sie
muss den verantwortungsbewusst und
solidarisch Handelnden gehören. 
In einer Schule, wie wir sie wollen,
könnten das alle Kinder lernen!

10 Jahre elternbund hessen...  
und ein bisschen weiser?

Von Bernd Rudloff
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GRÜNDUNGSAUFRUF (von 1979)

Es wird Zeit für eine neue Offensive!
Wir haben uns als gewählte Elternbeiräte zusammengefunden und stellen fest: Leistungsdruck und rigorose
Auslese, Lernen unter Stress und Angst vor Mißerfolgen dürfen keine Zukunftsperspektive für unsere Kinder
sein. Ein demokratischer Staat braucht selbständige sozialverantwortlich handelnde Menschen mit Mut 
zum kritischen Engagement.

Kinder brauchen optimale Voraussetzungen zum Lernen!

Wir stellen fest:
- Für viele Schüler ist die Schule eine Sackgasse.
- Für eine menschliche Schule, die den Kindern gerecht wird und ihnen Spaß macht, 
wird zu wenig Geld gegeben.

- Die freie Wahl der Ausbildung und des Berufs, die als Grundrecht verbürgt ist, 
gilt für viele Jugendliche nicht.

- Es fehlt an Eigenverantwortlichkeit der Lehrenden und der Mitverantwortung von Schülern und Eltern.
- Der Staat darf seine Verpflichtungen nicht nur gegenüber einer Minderheit einlösen. Er muß sich für die 
Mehrheit, für alle Kinder, verantwortlich zeigen.

Mit Sicherheit haben Halbherzigkeit, Wankelmut und opportunistisches Verhalten den Reformwillen großer 
Teile der Eltern und engagierten Pädagogen genauso gebremst wie kleinkariertes und auf Kompetenz -
häufung bedachtes Handeln von Verwaltungen.

Bildungsreform muß erkämpft werden, und es ist höchste Zeit für eine neue Offensive. Es bedarf einer
 realistischen Einschätzung der vergangenen Auseinandersetzungen und der politischen Kräfteverhältnisse.

Deshalb bitten wir Eltern, den elternbund hessen zu unterstützen und ihm beizutreten.

„... Seit der elternbund hessen, den nur
Ignoranten mit dem hessischen Eltern-
verein zu vergleichen wagen, sich regel-
mäßig ins Getümmel wirft, ist der
flächendeckende Schulkampf nur noch
interessanter geworden“. Das schrieb
die Frankfurter Allgemeine Zeitung u. a.
in einer kritischen Glosse vom 21. Ok-
tober 1980, also etwa ein Jahr nach
Gründung des ebh. Es war wirklich ein
Getümmel, es herrschte Schulkampf,
Kulturkampf. Für junge Eltern heute nur
noch schwer nachvollziehbar. Seit Ein-
führung der obligatorischen Grundschu-
le nach der November-Revolution von
1918, die in stürmischen Debatten in der
Deutschen Nationalversammlung von
den Konservativen als „Kinderzwangs-

zuchthaus“ gegeißelt worden war, sollte
endlich in Hessen eine strukturverän-
dernde Reform konzipiert und umge-
setzt werden, die schulformunabhängige
Förderstufe, deren positive Effekte in
einer Fülle wissenschaftlicher empiri-
scher Untersuchungen belegt waren. In
dem von allen Ländern und dem Bund
verabschiedeten Bildungsgesamtplan
wurde bereits 1973 beschlossen, „daß
bis 1976 mit der Einführung der Orien-
tierungsstufe – möglichst für alle
Schüler der betreffenden Altersjahrgän-
ge – begonnen wird“. Mit Schlagworten
wie „Zwangsförderstufe“, „Gleichma-
cherei“ u. a.. wurde die Forderung nach
mehr Chancengleichheit in der Schule
(ein Begriff, der übrigens interessanter-
weise nicht im Grundgesetz auftaucht)

von den Reformgegnern aufs heftigste
diffamiert. Diese hatten sich im finanzi-
ell gut ausgestatteten und organisierten
hessischen Elternverein (hEV) zusam-
mengeschlossen und versuchten den
Eindruck zu erwecken, für Hessens El-
tern schlechthin zu sprechen. Unschwer
war jedoch erkennbar, daß es sich dabei
um jene Bildungselite in unserer Gesell-
schaft handelte, die schon immer ihre
Privilegien und Vorsprünge für ihre
Kinder zu wahren wußte. Gegen die
 beabsichtigte Einführung der flächen-
deckenden Förderstufe kündigte der
hEV ein Volksbegehren mit ansch-
ließendem Volksentscheid an, unter-
stützt vom damaligen Landeselternbei-
rat, wo inzwischen alle Mandate fest in
hEV-Hand waren, unterstützt auch von
der hessischen CDU, deren Forderungen
den bildungspolitischen Aussagen des
hEV entsprachen und die auf diesem
Weg versuchte, ihre bildungspolitischen
Vorstellungen durchzusetzen, für die es
im Landesparlament keine politischen
Mehrheiten gab.

Die Gründung des ebh (elternbund hes-
sen) fand also in der Vorlaufphase zum
geplanten Volksbegehren statt. Das

Aus der 
Gründerzeit 

des ebh
Eine sehr persönliche Betrachtung 

des „Zeitzeugen“Hans Schmalz

FESTSCHRIFT·40 JAHRE ebh
Oktober 2019



8

Lehrstück über die Niederlage in Nord-
rhein-Westfalen zur kooperativen Schu-
le (5. und 6. Klasse als „Orientierungs-
stufe“) sollte in Hessen keine Wieder-
aufführung erleben. In NRW scheiterte
diese Schulform an einem von Reform-
gegnern initiierten Volksbegehren.
Auch für die dortige CDU war das
Volksbegehren keine Auseinanderset-
zung um die bestmögliche Gestaltung
des Schulwesens, sondern Vehikel zum
angestrebten Sturz der Landesregierung
bzw. zur Verunsicherung der SPD-FDP-
Wählerschichten.

Auf dem Höhepunkt einer massiven
 polemischen und demagogischen Kam-
pagne des Anfang der 70er Jahre ge-
gründeten hEV sollte für reformorien-
tierte Eltern der ebh gegründet werden,
der in den Auseinandersetzungen mit
dem hEV die notwendige Ergänzung
der öffentlichen bildungspolitischen
Diskussion darstellen könnte. Eltern, die
sich als vorwärtsweisende Kraft verstan-
den, waren bisher mehr oder weniger
Einzelkämpfer und konnten ihre aktive
Unterstützung für eine reformorientierte
Bildungspolitik unterhalb der Partei-
Ebene nur sehr begrenzt organisiert und
wirkungsvoll zum Ausdruck bringen. 

Die öffentliche bildungspolitische Dis-
kussion machte auch erhebliche Infor-
mationsdefizite deutlich, die es zu redu-
zieren galt, denn sie waren der beste
Bündnispartner für die Reformgegner.
Auch die technokratisch-juristische
Schulplaner- und komplizierte Fach-
sprache mußte in eine allgemeinver-
ständliche Sprache umgesetzt werden.
Ein längerfristiger Ansatz also in der El-
ternarbeit war nötig. Der ebh-Elternbrief
(die Nummer 1 erschien im Dezember
1979) war hierfür später eine wichtige
Brücke.

Ein Initiativkreis „Elternverband“, dem
Elternvertreter aus Kassel, Fulda, Mar-

burg und Frankfurt angehörten, traf sich
am 10. September 1979 in Frankfurt.
Ziel des Initiativkreises war es nicht
nur, dem hEV ein entsprechendes Ge-
gengewicht entgegenzusetzen, sondern
auch grundlegende Möglichkeiten zu
eröffnen, in die hessische Bildungspoli-
tik von reformorientierter Seite einzu-
greifen.

Es galt zunächst zu prüfen, welche per-
sonellen und materiellen Voraussetzun-
gen für eine Gründung notwendig wa-
ren. In einem Informations- und Erfah-
rungsaustausch wurde dabei festgestellt,
inwieweit unsere Initiative eine realisti-
sche Grundlage beinhaltete. Über die
Notwendigkeit der Gründung bestand
allgemeine Übereinstimmung, über
Zweck und Aufgaben gab es unter-
schied liche Einschätzungen. Keinesfalls
sollte sich der ebh als Transmissionsrie-
men für Regierungs- und Koalitionspo-
litik verstehen.

Am 9. November 1979 kam es in
Gießen zur Gründungsversammlung.
Ein Satzungsentwurf und das Grund-
satzprogramm wurden diskutiert und
verabschiedet, ein Landesvorstand ge-
wählt. Schon am 10. Oktober 1979 wur-
de in einer ersten Pressekonferenz der
Gründungsaufruf (siehe Kasten auf Sei-
te 7) der Öffentlichkeit vorgestellt. Die
Resonanz war landesweit gut. Eine hes-
senweite regionale Gliederung entspre-
chend der Landkreise und Städte wurde
angestrebt.

Da unser bildungspolitischer Gegen-
spieler in der Öffentlichkeit unter dem
Namen „Bürgeraktion Freie Schulwahl“
(nach eigenen Pressemeldungen der
CDU vom Dezember 1979 als parteipo-
litische Initiative zu verstehen) inzwi-
schen sein Aktionsfeld zu erweitern ver-
suchte, plante auch der ebh eine ge-
meinsame Initiative für die Förderstufe
mit Verbänden und Organisationen, die

sich an unseren bildungspolitischen Zie-
len orientierten, um den rigorosen Aus-
leseprozeß an unseren Schulen zu stop-
pen. In der „Aktion Bildung für alle“
fanden diese ihren Zusammenschluß;
der ebh fungierte bei den regelmäßigen
Treffen als Sprecher. Am 18. September
1980 trat das Bündnis in Frankfurt am
Main zum ersten Mal an die Öffentlich-
keit unter dem Motto „Bildung für alle -
Ja zur Förderstufe“. Die Rodgau-Mono-
tones haben diesen Auftakt musikalisch
begleitet.

Die gemeinsame Aktion bewirkte eine
intensivere inhaltliche bildungspoliti-
sche Auseinandersetzung über Förder-
stufe und Integrierte Gesamtschule. Da-
bei stellte sich sehr schnell heraus, daß
wir von Anfang an und insbesondere
auch „vor Ort“ oft viele Ja-Aber-Sätze
bilden mußten, die sich u. a. aus der ört-
lichen Schulsituation ergaben. Verände-
rungen kosten auch Geld!

Die Aktion „Bildung für alle“ war dar-
auf vorbereitet, den Gegnern einer wei-
tergehenden schulischen Entwicklung
ein eigenes Volksbegehren für die Ein-
führung der flächendeckenden Förder-
stufe entgegenzusetzen. Dazu ist es
nicht gekommen, da die Reformgegner
ihr Vorhaben nicht realisierten.

Die Einschätzung unseres ebh-Mitglie-
des und ehemaligen Kultusministers
Ludwig von Friedeburg, daß die Aus-
einandersetzung um die Förderstufe nur
mit dem Kampf um die gemeinsame
Grundschule für alle (1919) vergleich-
bar sei, hat sich als zutreffend herausge-
stellt. Auf der juristischen Ebene – bis
hinauf zum Hessischen Staatsgerichts-
hof - versuchten die Reformgegner die
Einführung der obligatorischen Förder-
stufe zu verhindern – vergeblich. Daß es
zu ihrer Einführung trotzdem nicht kam,
darüber berichtet nachfolgend Hannah
de Graauw-Rusch.

Und so ging
es weiter 
mit dem 

elternbund
hessen

von Hannah de Graauw-Rusch 

Da standen wir nun
im Februar 1987,
freuten uns über das
„Förderstufenurteil“
des Staatsgerichtsho-
fes, das die Ein-
führung der flächen-
deckenden Förderstufe
als „verfassungskon-
form“ bestätigte. Und
zugleich waren wir
 etwas unruhig, denn

 genau zu diesem Zeitpunkt platzte die
rot-grüne Koalition (Börner-Fischer). Im
April fanden Neuwahlen statt und es
 geschah, was keiner so richtig erwartet
hatte: Rot-Grün verlor die Wahl und
schulpolitisch ging es mal wieder rund.

Die neue CDU-FDP-Regierung erließ
noch vor den Sommerferien – und ohne
größere Anhörung oder Beteiligung -
das „Schulfreiheitsgesetz“ und stoppte
damit im Handstreich die Einführung
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der Förderstufe – auch an den Schulen,
wo Eltern und Kollegium sie haben
wollten. 

Außerdem gab es eine neue „Über-
gangsverordnung“, die vorsah, dass das
Urteil der abgebenden Schule (Grund-
schule oder Förderstufe) maßgeblich
sein sollte für den weiteren Schulweg,
nicht der Elternwille. Das bescherte un-
serer Geschäftsstelle in einigen Fällen
Anrufe von empörten Eltern, die mein-
ten, sie hätten unsere (!) Aktion „Freie
Schulwahl“ unterstützt und das, was jetzt
passiere, sei wohl alles andere als „Freie
Schulwahl“. Da tat Aufklärung not ...

Und der nächste Schritt des Kultusminis -
ters Christean Wagner bestand darin,
die Integration, das gemeinsame Lernen
von behinderten und nicht-behinderten
Kindern, zu untersagen. Hohe Wellen
schlug damals die Geschichte von Tim
und Katharina, zwei behinderte Kinder,
die auf Wunsch ihrer Eltern nach dem
Besuch einer integrativen Grundschule
mit ihrer Klasse in die 5. Klasse einer
Gesamtschule wechseln wollten. Ob-
wohl sowohl ihre Klassenkameraden als
auch die beiden Schulen (die abgebende
Grundschule und die aufnehmende Ge-
samtschule) dieses Vorhaben unterstütz-
ten, blieb der Kultusminister hart. Ideo-
logie ging vor Elternwunsch und vor
Pädagogik!

In dieser Zeit hatten der elternbund und
seine Partner im Bündnis „Bildung für
alle“ viel zu tun! Und wir fanden viel
Unterstützung bei den Eltern: die Zahl
der Mitglieder des elternbunds stieg an.
Übrigens: die Übergangsverordnung
wurde vor Gericht gekippt. Der Eltern-
wille hat mehr Gewicht als das Lehrer-
votum. Ein Sieg für die hessischen
 Eltern!

Inzwischen waren vier Jahre vergangen
und wieder gab es eine Landtagswahl.
Es gab eine neue rot-grüne Mehrheit,
die gleich bildungspolitisch aktiv wurde
und mit dem neuen hessischen Schulge-
setz einiges in Bewegung setzte. Im Ge-
gensatz zum „Schulfreiheitsgesetz“ von
1987 wurde das neue hessische Schul-
gesetz erst nach einem langen demokra-
tischen Diskussionsverfahren verab-
schiedet. Es gab mehrere Diskussions-
veranstaltungen, Fachtagungen und Ex-
pertenanhörungen, an denen der eltern-
bund teilnehmen konnte. So hatten wir

immer wieder die Möglichkeit, unsere
Vorstellungen von Schule und unsere
Ideen über Elternmitwirkung einzubrin-
gen. Damit soll nicht behauptet werden,
dass wir alles bekommen haben, was
wir wollten. So wurde z. B. unserem
Wunsch nach Drittelparität in der
Schulkonferenz nicht entsprochen.

Das neue hessische Schulgesetz, das
1993 in Kraft trat, enthielt viele Mög-
lichkeiten für Schulreformen, die unse-
ren Vorstellungen einer kindgerechten
Schule entsprachen. Zu nennen sind hier 

z. B. 
– die Einrichtung von Schulkonferen-
zen, als ein gemeinsames Beratungs-
und Beschlussgremium von Eltern, Leh-
rerinnen und Lehrern sowie (in den wei-
terführenden Schulen) Schülerinnen und
Schülern. Wir halten die Schulkonfe-
renz für einen wichtigen Schritt in Rich-
tung einer Demokratisierung von
 Schule;

– die neuen Entwicklungen in der
Grundschule: die Möglichkeit auch in
der Klasse 3 noch Lernentwicklungsbe-
richte zu schreiben statt Notenzeugnis-
se, die Einrichtung eines (spielerischen)
Fremdsprachenangebots, das Modell der
Betreuungsschule und – später – der
verläßlichen Halbtagsschule;

–  ganz in unserem Sinne war die Ein-
richtung von Integrationsmodellen als
Regelschule im Grundschulbereich und
als Modellversuch in der Mittelstufe;

– auch wenn es keinen neuen Versuch
gab die flächendeckende Förderstufe
oder gar die flächendeckende Gesamt-
schule einzuführen, so verbesserten
doch viele Maßnahmen die Durchlässig-
keit des Schulsystems: die Übergangsre-
gelungen und die schulformunabhängi-
gen Rahmenpläne. Die Debatte über die
Strukturreform war beendet, es ging
vielmehr um pädagogische und inhaltli-
che Fragen.

– Das neue Fach „Arbeitslehre“ wurde
Pflichtfach in allen Schulen und die
Möglichkeit, fächerübergreifend zu un-
terrichten, eröffnete ganz neue Perspek-
tiven für eine „gute Schule“ in unserem
Sinne.

– In der ersten Legislaturperiode von
Rot-Grün gab es sogar 3.000 zusätzliche

Lehrerinnen und Lehrer an Hessens
Schulen.

Nach 1995 verschlechterte sich die
 bildungspolitische Situation mehr und
mehr. Die Schülerzahlen stiegen, aber es
gab keine zusätzlichen Lehrerstellen. Die
Klassen wurden größer, immer mehr Un-
terricht fiel aus. Den Kommunen fehlte
das Geld für die Renovierung von Ge-
bäuden und für eine zeitgemäße Ausstat-
tung der Schulen. Die Eltern protestier-
ten gegen diese Entwicklung. Die Er-
höhung der Pflichtstundenzahl der Leh-
rerinnen und Lehrer führte zu großer
 Unzufriedenheit in den Kollegien. Die
Lust an Reform ging verloren. Es prägte
sich der Slogan von „Reform bei leeren
Kassen“ vor dem Hintergrund der Frage:
„Was nützt unseren Kindern ein schönes
Schulgesetz, wenn der Alltag in den
Schulen immer düsterer aussieht?“

Auch wenn Bildungspolitik nie das aus-
schlaggebende Thema ist für eine Wahl,
so hat doch diese breite Unzufriedenheit
über die Wirklichkeit an Hessens Schu-
len mit zu der Niederlage von Rot-Grün
bei der diesjährigen Landstagswahl bei-
getragen.

Und jetzt – wie geht es weiter? Wer die
Geschichte der letzten 20 Jahre liest,
dem wird auffallen, dass sich die Ge-
schichte wiederholt: 1987 ein – im
Schweinsgalopp verabschiedetes –
„Schulfreiheitsgesetz“, in diesem Jahr
ein – in ähnlichem Verfahren durchge-
pauktes – „Qualitätssicherungsgesetz“.
Dabei hat das „Qualitätssicherungsge-
setz“ so wenig mit Qualität oder gar
Qualitätssicherung zu tun wie das
„Schulfreiheitsgesetz“ mit Freiheit.
 Elternrechte werden abgebaut, sowohl
bei der Wahl der weiterführenden Schu-
le als auch in dem demokratischen Gre-
mium der Schulkonferenz; die Schulent-
wicklung wird zurückgedreht auf den
Stand der 50er Jahre.

Der elternbund hat zu dieser Entwicklung
in der Anhörung am 9. Juni sehr eindeu-
tig Stellung genommen. Das bedeutet,
dass der elternbund in den nächsten Jah-
ren weiterhin eine wichtige Auf gabe hat
in der bildungspolitischen Diskussion:
Anwalt zu sein für die Kinder und einzu-
treten für eine kindgerechte Schule.
(Die Beiträge von Hans Schmalz und
Hannah de Graauw-Rusch sind aus dem
ebh-elternbrief Nr. 59)
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So der Titel eines Beitrags von
Prof. Dr. Klaus Klemm im ebh-
elternbrief 86. Und Mythen
 haben ein langes Leben ...

In den Anfangszeiten des elternbund
hessen ging es bei der „Eine Schule für
alle“ vor allem um die Einrichtung von
Förderstufen und die Gründung von Ge-
samtschulen als Ersatz für das geglie-
derte Schulsystem. Ziel der Schulrefor-
men war, mehr Kinder zu einem höhe-
ren Schulabschluss zu führen und so
mehr Chancengleichheit herzustellen.
Die Geschichte dieser Zeit beschreiben
die ersten Beiträge in dieser Festschrift. 

Gemeinsam Lernen in der
Grundschule

Die 4-jährige Grundschule für alle wur-
de 1920 eingeführt mit dem Weimarer
Schulkompromiss. Das stieß damals auf
heftigen Widerstand, interessanterweise
mit den gleichen Argumenten, die in
den 70ern und 80ern Jahren gegen die
flächendeckende Förderstufe ins Feld
geführt wurden.

Gemeinsam Lernen in der
 weiterführende Schule

Von konservativer Seite gab es erhebli-
chen Widerstand gegen diese Schulen
des Gemeinsamen Lernens. Gerne wur-

de argumentiert mit dem „bewähr-
ten“ gegliederten Schulsystem, das
„begabungsgerecht“ sei. Dabei
gibt es zwei Denkfehler. Erstens
sind die Gründe für das dreiglie-
drige System im Preußischen Be-
amtenrecht aus dem frühen 
19. Jahrhundert zu finden –
nicht in  Begabungstheorien. Im
Beamtenlaufbahn gab es den
höheren, den gehobenen (mitt-
leren) und den einfachen
Dienst, passend dazu gab es
Gymnasien, Realschulen und
Volksschulen (Hauptschu-
len). Zweitens: Die Zuord-
nung der Kinder erfolgte
nicht nach Begabung, son-
dern nach Herkunft und das
war so bis in den 1950er
Jahren: die Kinder der
Akademiker und der ho-
hen Beamten gingen aufs
Gymnasium, die Kinder
der Mittelschicht auf die Realschule
und die Arbeiterkinder blieben in der
Volksschule (Hauptschule) – mit weni-
gen Ausnahmen. 

Gemeinsam  Lernen von
 behinderten und nichtbehin-
derten Kindern

Dem elternbund wurde schon bald klar:
„Eine Schule für alle“ betrifft nicht nur
die Regelschulen, auch die Sonderschul-

Kinder müssen in die
„Eine Schule für alle“ integriert werden.
1984 hatten SPD und GRÜNEN in
ihrem Abschlussprotokoll zum Thema
Schulpolitik die Absicht erklärt, per-
spektivisch die Sonderschulen aufzuhe-
ben und Kinder mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf so weit wie mög-
lich in die Regelschulen aufzunehmen.
Dass die Regelschule sich dazu verän-
dern musste war selbstverständlich.

„Das gegliederte System 
lebt von Mythen“

Was ist das für eine Freiheit?“

Manfred Kanther nennt es „Vergewal-
tigung des Elternwillens“ oder „Schlag
gegen die Freiheit des Schulwesens“,
wenn wir unsere Kinder sechs Jahre
lang gemeinsam lernen lassen wollen.
Wer fragt denn Eltern von behinderten
Kindern zum Beispiel in welche Schule
sie ihr Kind schicken wollen? Für jede
Art von Behinderungen gibt es inzwi-
schen ja extra Schulen – oft weit weg
vom Wohnviertel oder gar vom Wohn-
ort der Eltern – und da muss das Kind
dann eingeschult werden. Was ist das
für eine Freiheit? ...

Was heißt hier „sorgfältige, kindge-
rechte Arbeit in Sonderschulen“? Be-
schränkung und Isolierung sind nun
mal nicht kindgerecht, und an der sorg-
fältigen Arbeit in der Regelschule dürf-
te Herr Kanther doch sicher nicht zwei-
feln. Außerdem – warum können denn
in Regelschulen keine Sonderschulleh-
rer oder Heilpädagogen arbeiten? Be-
hinderte Kinder brauchen gesunde
Freunde, und für die nichtbehinderten
Kinder ist es so wichtig, auch diese
Seite des Lebens kennenzulernen und
zu erfahren, dass man damit umgehen
kann. Es ist bedauerlich, dass ein Land-
tagsabgeordneter und Volksvertreter

wie Herr Kanther offensichtlich keiner-
lei Gespür für das hat, was die Mehr-
heit der Eltern für ihre Kinder sich
wünscht: Nicht alle über einen Kamm
zu scheren, sondern genau das Gegen-
teil. Jedem die Chance geben, sich frei
zu entfalten ohne Notendruck und in
der Gemeinschaft mit allen Kindern
ohne ständige Auslese. ...

Anm. der Red.: Manfred Kanther
(*1939) war Landesgeschäftsführer,
Generalsekretär und von 1991 bis
1998 Vorsitzender der CDU Hessen.
Von 1974 bis 1993 gehörte er dem
Hessischen Landtag an.
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Das Vorhaben stieß auf erheblichen
 Widerstand, insbesondere bei der CDU.
Lesen Sie Auszüge aus einem Leser-
brief von Randi Valérien, Vorstandsmit-
glied im elternbund hessen e. V. im
 Kasten unten auf der vorigen Seite. Der
Leserbrief er schien im Wiesbadener
Kurier vom 26. April 1984. Wir fanden
ihn im ebh- elternbrief 11 vom Juni
1984.

Vom Gemeinsamen 
Lernen zur Inklusiven Schule

In den Jahren danach entwickelte sich
der Gemeinsame Unterricht, Grund-
schulen und später auch weiterführende
Schulen (in der Regel Integrierte

 Gesamtschulen) wurden zu Integrativen
Schulen. Der elternbund unterstützte die
Entwicklung durch Informationen, bei
Kundgebungen, in Stellungnahmen zu
Gesetzesentwürfen und Verordnungen. 

Mit der Ratifizierung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention folgte ein nächster
Schritt. Die Konvention besagt, dass
 behinderte Kinder nicht aufgrund ihrer
 Behinderung vom Besuch einer Grund-
schule oder einer weiterführenden Schu-
le ausgeschlossen werden dürfen. Viel-
mehr soll ihnen gleichberechtigt mit an-
deren – nichtbehinderten – Kindern der
Zugang zu einem inklusiven, unentgelt-
lichen Unterricht ermöglicht werden.
Damit wurde der Schritt vom Gemein-

samen Unterricht zur Inklusiven Schule
vollzogen. 

Im ebh-elternbrief waren der Gemeinsa-
me Unterricht und die Inklusive Schule
oft Thema. Und gemeinsam mit dem
Landesbehindertenrat Hessen, der Lan-
desarbeitsgemeinschaft „Gemeinsam
Leben Hessen“, der Landesschülerver-
tretung (LSV) sowie der Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft (GEW)
und dem Landesausländerbeirat (agah)
begleitet der elternbund hessen in der
Gruppe InklusionsBeobachtung (GIB)
Hessen die Umsetzung der Konvention.
Zusammen mit GIB Hessen entstand
auch der ebh-Elternratgeber Heft 4
 „Inklusion“ (siehe Rückseite).

Praxis der Integration

• Eingliederung von Kindern mit bestimmten
Bedarfen in die allgemeine Schule   

• Differenziertes System je nach Schädigung

• Zwei-Gruppen-Theorie (behindert/nicht -
behindert, mit/ohne sonderpäd. Förderbedarf)

• Aufnahme von behinderten Kindern

• Individuumszentrierter Ansatz

• Fixierung auf die institutionelle Ebene

• Ressourcen für Kinder mit Etikettierung

• Spezielle Förderung für behinderte Kinder

• Individuelle Curricula für einzelne

• Förderpläne für behinderte Kinder

• Anliegen und Auftrag der 
Sonderpädagogik und Sonderpädagogen

• Sonderpädagogen als Unterstützung für 
Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf

• Ausweitung von Sonderpädagogik 
in die Schulpädagogik hinein

• Kombination von (unveränderter) 
Schul- und Sonderpädagogik

• Kontrolle durch ExpertInnen

Praxis der Inklusion

• Leben und Lernen für alle Kinder 
in der allgemeinen Schule 

• Umfassendes System für alle

• Theorie einer heterogenen Gruppe 
(viele Minderheiten und Mehrheiten)

• Veränderung des Selbstverständnisses 
der  Schule  

• Systemischer Ansatz  

• Beachtung der emotionalen, sozialen und 
unterrichtlichen Ebenen

• Ressourcen für Systeme (Schule)  

• Gemeinsames und individuelles Lernen für alle

• Ein individualisiertes Curriculum für alle 

• Gemeinsame Reflexion und Planung 
aller Beteiligter

• Anliegen und Auftrag der Schulpädagogik
und Schulpädagogen  

• Sonderpädagogen als Unterstützung 
für Klassenlehrer, Klassen und Schulen  

• Veränderung von Sonderpädagogik 
und Schulpädagogik  

• Synthese von (veränderter) Schul- und  
Sonderpädagogik  

• Kollegiales Problemlösen im Team

Praxis der Integration und der Inklusion (HINZ 2002) · Quelle: www.bildungsserver.de
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Die wichtigsten Unterschiede zwischen integrativer und inklusiver Praxis
 fasst die folgende Tabelle von Andreas Hinz zusammen.
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Um den Begriff „Kindgerechte
 Schule“ in die Öffentlichkeit zu tra-
gen  organisierte der elternbund hes-
sen im Juni 1986 einen 2-tägigen
Kongress in der Fachhochschule in
Frankfurt am Main. Die Ergebnisse
der Podiumsdiskussion wurden im
 elternbrief  dargestellt (siehe Kasten).

Zu einer „Kindgerechten Schule“ gehör-
te (und gehört) für den elternbund noch
mehr, nämlich eine Schule ohne Haus-
aufgaben und ohne Noten.

Schule ohne Hausaufgaben

„Hausaufgaben sind Hausfriedens-
bruch“, so titelte DER SPIEGEL am 
22. März 1982. Anfang der 80er Jahre
war eine Diskussion über Sinn und
 Unsinn von Hausaufgaben entbrannt.
Mütter wehrten sich dagegen als
 „Hilfslehrer der Nation“ zu fungieren.

Als Dorothea Schlegel-Hentrich, die da-
malige ebh-Vorsitzende, 2002 in einem
Interview mit der FAZ die Abschaffung
der Hausaufgaben gefordert hatte, gab
es eine scharfe Reaktion vom hessischen
Ministerpräsidenten Roland Koch. Er
 bezeichnete diese ebh-Forderung als
„realitätsferne 68-er Träumerei“ und
 eine „weitere Krönung im Katalog der
Unsinnigkeiten“ nach Veröffentlichung
der PISA Studie. Genau so wie Ganz-
tagsschulen, Zwangs-Vorschulen und
die Abschaffung des Sitzenbleibens.
Koch forderte „mehr Anstrengung der
Kinder und vor allem mehr Engagement
der Eltern bei der Begleitung der Schul-
laufbahn ihrer Kinder“ (Quelle: dpa 
14. 2. 2002). Dabei hatte Dorothea
Schlegel-Hentrich durchaus stichhaltig
argumentiert: „Viele Eltern sind mit der
Hilfe bei den Hausaufgaben überfordert,
weil sie berufstätig sind oder weil sie
den komplizierten Schulstoff 

einfach nicht beherrschen. Dann müssen
Eltern sich die Leistung durch teure
Nach hilfe erkaufen.“

Natürlich können Hausaufgaben sinn-
voll sein. In einem Beitrag für den ebh-
elternbrief (Nr. 69, März 2002) schrieb
Dorothea Schlegel-Hentrich dazu:
„Sinn volle Aufgaben zur Vertiefung
und Weiterbearbeitung des erlernten
Stoffes können nur gezielt unter dem
Gesichtspunkt der individuellen Förde-
rung gestellt und unter qualifizierter Be-
gleitung bearbeitet werden. Sie müssen
in den Ablauf des Schultages sinnvoll
integriert sein. Dazu bedarf es Zeit und
einer Schulorganisation, die das Fest-
stellen von Stärken und Schwächen
überhaupt möglich macht. Aus Sicht des
elternbundes kann dies nur eine Ganz-
tagsschule leisten, die dem Grundsatz
„Fördern statt Auslesen“ verpflichtet ist.“

Schule ohne Noten

Seit seiner Gründung plädiert der
 elternbund für die Einführung von
 Lernentwicklungsberichten statt
 Ziffern benotung. Im ebh-elternbrief
49 (März 1997) wurden Argumente
Pro und Kontra aus der Zeitschrift
„Humane Schule“ dargestellt. Wir
veröffentlichen sie auf der nächsten
Seite, weil sie nach wie vor lesens-
wert sind.

Auch heute wird noch über die
 Noten gestritten. Im elternbrief 115
sprachen unsere Autoren vom
„Mythos der Vergleichbarkeit“
(Josef Lanig), bezeichneten sie als
„ein besonderer Fetisch unserer
zahlenfixierten Gesellschaft“
(Detlef Träbert),  und Prof. Dr.
Georg Lind bezeichnete die
 Notenpraxis als „nicht demo -
kratiekonform“. Aber die
 Kultus ministerkonferenz hält
 eisern daran fest.

Kindgerechte Schule
FESTSCHRIFT·40 JAHRE ebh

Oktober 2019
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Ziffern -
benotung
oder...
Argumente für 
Ziffern benotung

� Noten sind praktisch. Sie erlauben
 eine rasche Leistungsbewertung sehr
vieler Schülerarbeiten. Und jeder ver-
steht sie.
� Die Eltern erhalten laufend Rück -
meldungen über den Lernerfolg. Noten
 erleichtern in soweit auch die Kontrolle
der Lehrer.
� Schlechte Noten warnen beizeiten
vor bedenklichen Entwicklungen
(„Frühwarnsystem“).
� Die weiterführenden Schulen ertei-
len auch Ziffernzensuren. In der Grund-
schule können die Kinder behutsamer
an die Notengebung herangeführt
 werden.

Argumente gegen 
Ziffern benotung

� Zensuren verändern die Motivation
der Schüler: Sie verdrängen die ur-
sprüngliche Freude der Kinder am eige-
nen Kompetenzzuwachs und erzeugen
statt dessen den fragwürdigen Wunsch,
besser zu sein als die anderen. An die
Stelle der Sachmotivation tritt die
 Konkurrenzorientierung.
� Zensuren täuschen Klarheit vor, doch
sie sind nur Symbole für subjektive
Werturteile.
� Zensuren täuschen Vergleichbarkeit
vor und werden auch ständig zu Ver-
gleichen herangezogen. Doch sie sind
gar nicht vergleichbar, denn sie gehen
aus jeweils ganz unterschiedlichen
Lern- und Prüfungssituationen hervor.
Der Vergleich ist unsachlich.
� Die Konzentration auf die Lerner-
gebnisse bei der Zensurengebung unter-
schlägt die Bedingungen, unter denen
die Leistung erbracht wurde. Dadurch
werden insbesondere Kinder aus
schwierigen Lebensverhältnissen syste-
matisch benachteiligt.
� Die gehäufte Rückmeldung von
Mißerfolgen und der erniedrigende Ver-
gleich mit den erfolgreicheren Klassen-
kameraden zerstören dauerhaft die  Leis -

tungsbereitschaft der langsam
 lernenden Schüler. Zensuren sind
 leistungsfeindlich.
� Zensuren helfen nicht, denn
sie beinhalten keine Analysen
der Fehlerursachen und geben
keine Hinweise für bessere
Lernstrategien.
� Zensuren legen einen für
 alle Schüler gleichen Unter-
richt nahe. Sie erschweren die
Differenzierung im Unter-
richt. Sie sind in sofern nicht
mehr zeitgemäß.
� Zensuren erlauben keine
sichere Prognose bei der
Wahl der weiterführenden
Schule. (Fehlerquote bei
Schullaufbahnprognosen
auf Notenbasis über 30 %).

...Lern-
entwicklungs
 berichte?
Argumente für 
Lernent wicklungsberichte

� Lernentwicklungsberichte erleichtern
die Differenzierung im Unterricht. Sie
tragen der Ungleichzeitigkeit und Indi-
vidualität des Bildungsprozesses besser
Rechnung. (Davon profitieren auch die
starken Schüler!)
� Lernentwicklungsberichte ermögli-
chen eine differenzierte Beschreibung
der Stärken und Schwächen jedes ein-
zelnen Kindes in jedem Lernbereich.
Davon profitieren alle Schüler.
� Lernentwicklungsberichte können
gezielte Hinweise für künftige Lernstra-
tegien enthalten und so dazu beitragen,
vorhandene Defizite wirkungsvoll zu
überwinden.
� Lernentwicklungsberichte vermeiden
den schädlichen Vergleich zwischen
Kindern.
� Lernentwicklungsberichte helfen
dem schlechten Schüler, das Gesicht zu
wahren, Mut zu behalten und sich trotz
seiner Lernschwierigkeiten weiter zu
bemühen.

� Lernentwicklungsberichte zwingen
die LehrerInnen mehr als Ziffernzeug-
nisse, über jedes einzelne Kind sehr
gründlich nachzudenken.

Argumente gegen 
Lernentwicklungsberichte

� Die Rückmeldung über die Lerner-
folge der Kinder kommt zu selten, wenn
nicht zusätzliche zu den jährlichen
 Berichten während des Schuljahres in-
tensive Elternkontakte stattfinden.
� Lernentwicklungsberichte sind
manchmal schwer zu verstehen. Die
Texte sind bisweilen verschwommen.
Es steht bei einigen LehrerInnen immer
dasselbe drin, vor allem dort, wo im
 Unterricht wenig oder gar nicht diffe-
renziert gearbeitet wird.
� Lernentwicklungsberichte sind nicht
immer ehrlich. Sie beschönigen bis -
weilen die schwachen Leistungen der
schlechten Schüler. (Dies ist jedoch
eher ein Mangel an der Ausführung als
ein Mangel dieser Form der Lerner-
folgsrückmeldung).

Aus: „Humane Schule“, April 1994

FESTSCHRIFT·40 JAHRE ebh
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Schule in der Demokratie
Die Schule in der Demokratie muss
eine Schule sein, die es allen Kindern
– unabhängig von ihrer Herkunft –
ermöglicht einen guten Schulab-
schluss zu erreichen. Seit seiner
Grün dung hat der elternbund hessen
sich eingesetzt für mehr Chancen-
gleichheit in der Schule. 

Das war ein wichtiges Ziel der Förder-
stufen und Gesamtschulen: die frühe
Trennung der Kinder nach der Klasse 4
zu überwinden. Denn alle wissenschaft-
lichen Untersuchungen belegten, dass bei
der Wahl der weiterführenden Schule
nicht so sehr die Begabung sondern viel-
mehr die Herkunft entscheidend war. 

Deshalb hat der elternbund sich bemüht,
die absolute Mehrheit der konservativen
Kräfte im Landeselternbeirat zu durch-
brechen.

Und die Schule in der Demokratie kann
nur eine demokratische Schule sein.
Deshalb war die Elternmitbestimmung
ebenso wie Mitbestimmung von
Schüler*innen von Anfang an ein wich-
tiges Thema für den ebh. 

Auseinandersetzungen mit  
dem Landeselternbeirat

1976 war es dem Hessischen Elternver-
ein, der 1972 mit kräftiger Unterstüt-
zung der CDU und der Wirtschaft ge-
gründet worden war, gelungen mit einer
Art „Staatsstreich“* den Landeseltern-

beirat zu übernehmen und so – mit dem
Anspruch die demokratisch gewählte
Vertretung der (sprich aller) hessischen
Eltern zu sein – die Bildungspolitik der
SPD-Regierung anzugreifen. So wurde
aus dem Landeselternbeirat eine Art
außerparlamentarische Opposition mit 
dem Ziel Förderstufen und Gesamtschu-
len zu verhindern. 

Gemeinsam mit anderen Reformkräften
hatte der elternbund sich im „Bündnis
Bildung für alle“ zum Ziel gesetzt die
Mehrheiten im Landeselternbeirat zu
verändern. Beim Landeselterntag im
 Juni 1985 ging es hoch her. Der amtie-
rende Kultusminister, der weiterhin für
die Einführung der Förderstufe warb,
wurde vom vornehmen Publikum kräf-
tig ausgebuht. Redner, die sich gegen
die „Zwangsförderstufe“ aussprachen,
wurden frenetisch bejubelt. Durch ge-
zielte Absprachen gelang es dem Hessi-
schen Elternverein wiederum die Mehr-
heit der Sitze im Landeselternbeirat zu
besetzen. Dennoch ein Anfang wurde
gemacht: die Vertreterin der Integrierte
Gesamtschulen war ebh-Mitglied. Und
es ging weiter: nach der nächsten Wahl
(1988) hatte die konservative Mehrheit
nur noch 2/3 der Sitze. Der Schulbeauf-
tragte der CDU Main-Taunus malte
1991 in einem Rundschreiben an alle
Mitglieder „ein Schreckensbild“: Der
Landeselternbeirat würde im Grund-
schulbereich „von rot-grünen Anhän-
gern beherrscht“. Es sei zu befürchten,
dass diese Anhänger auch später in den
weiterführenden Schulen in den Eltern-
vertretungsgremien sitzen würden und
damit die konservative Mehrheit im
Landeselternbeirat verloren ginge.  

Seine Befürchtungen waren berechtigt.
Nach und nach schwand der Einfluss
des Hessischen Elternvereins, es gab
immer mehr reformorientierte Eltern im
Landeselternbeirat. 

Und der kümmerte sich fortan um die
Qualität des Unterrichts, um Lehrerver-
sorgung und Klassengrößen und um die
Stärkung der  Elternmit wir kung. Im Jahr
2006 wurde unser ebh-Mitglied Kerstin
Geis zur Vorsitzenden des Landesel-
ternbeirats  gewählt.

Elternmitbestimmung  
in der Schule

Wer mitwirken und mitbestimmen will,
muss seine Rechte kennen. Der eltern-
bund organisierte – gemeinsam mit
Volkshochschulen und dem DGB-
 Bildungswerk – Seminare für Elternver-
treter*innen, damit sie ihre Rechte ken-
nenlernten und sich im Dschungel der
Gesetze, Verordnungen und Erlasse zu-
recht finden konnten. Aus diesen Semi-
naren heraus entstanden die ebh-Eltern-
ratgeber, die auf Grund der großen
Nachfrage immer wieder neuaufgelegt
werden. Mehr Informationen zu den
 Elternratgebern finden Sie auf der
Rückseite. 

Ein weiteres wichtiges Medium bleibt
der ebh-elternbrief. Er informiert über
bildungspolitische Entwicklungen, über
die aktuelle pädagogische Diskussion
und beantwortet in der Rubrik „Rat &
Hilfe“ Fragen von Elternund Elternver-
treter*innen, die am ebh-elterntelefon
gestellt werden.

Die Schulkonferenz: 
Demokratie in der Schule

Mit dem „Neuen Hessischen Schulge-
setz“ wurde 1993 ein großer Schritt für
mehr Demokratie in der Schule getan:
die Einführung der Schulkonferenz.
Endlich gab es auch in Hessen ein
 Gremium aus Eltern, Lehrkräften und
Schüler*innen, das über vieles in der
Schule entscheiden konnte. 

* Horst Speichert in DIE ZEIT vom 
8. 2. 1985, www.zeit.de

Noch Fragen   

Das
ebh-Eltern-

telefon 069 553879       
hilft!

FESTSCHRIFT·40 JAHRE ebh
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Zu große Klassen, zu wenig Lehrer*
innen, Unterrichtsausfall, es ist ein
Dauerproblem. Und der Zusammen-
hang ist klar: Wenn zu wenig Leh-
rer*innen in den Schulen sind, muss
man größere Klassen bilden und/oder
die Zahl der Unterrichtsstunden kür-
zen. Und im Laufe der letzten 40 Jah-
re konnten Eltern das alles erleben.

Ein Blick zurück

Schon in 1970, lange bevor der eltern-
bund gegründet wurde, hatte sich in
Frankfurt die Bürgerinitiative „Verän-
dert die Schule – jetzt“ gegründet. Sie
forderte für die Grundschulen die
 Senkung der Klassenfrequenz auf 20
Schüler*innen, Erhöhung der Stunden-
zahl und mehr Mittel für die Ausstat-
tung der Grundschulklassen mit
 Arbeitsmaterial.* Der elternbund
war da etwas bescheidener, er
 forderte für die Grundschule
„Keine  Klasse über 25 Schüler“.

In den 80er Jahren stellten Frank-
furter Grundschuleltern fest, dass –
 gemessen an der amtlichen Stundentafel
– sehr viel Unterricht ausfiel. Die „Akti-
on Ehrliche Stundentafel“, an der auch
viele ebh-Mitglieder beteiligt waren,
wurde gegründet. Eltern wurden aufge-
fordert selber Zahlen zusammenzustel-
len:  Haben die Klassen an Ihrer Schule
mehr als 25 Schüler*innen? Wie viel
Stunden schreibt die Stundentafel in den
einzelnen Fächern vor? Werden diese
tatsächlich unterrichtet? So konnte be-
legt werden, dass an Frankfurter Grund-
schulen 140 Lehrkräfte fehlten. Die
„Aktion Ehrliche Stundentafel“ forderte
den Hessischen Landtag (der im Haus-
halt 1986 350 Lehrerstellen gestrichen
hatte und das Gleiche für 1987 wieder
plante) auf, von den Stellenstreichungen
Abstand zu nehmen und einen Nach-
tragshaushalt zu verabschieden.

Aber es wurde kaum besser. Die Kul-
tusbürokratie ließ sich immer wieder
Neues einfallen um das Problem schön
zu reden. Mal verkündete das Ministeri-
um eine Zahl von Neueinstellungen von

„zusätzlichen Lehrkräften“, aber ver-
schwieg die Zahl der Lehrkräfte, die
gleichzeitig in Pension gingen. Es gab
die „Elternmitwirkung im Unterricht“,
bei dem Eltern unterrichten sollten, es
gab die „Unterrichtsgarantie“ und die
„Unterrichtsgarantie Plus“, bei der die
Schulen selber vor Ort ihre Vertretungs-
kräfte suchen sollten. Und dann wurde
noch die 105%-Lehrerversorgung zuge-
sagt, damit auch bei Krankheit oder
Klassenfahrten die Stundentafel erfüllt
werden konnte. Das Kultusministerium
sprach dabei immer von „Stellen“.
 Leider gab (und gibt) es nicht genug
ausgebildete Lehrkräfte um diese
 Stellen zu besetzen.

Eine Umfrage des Landeselternbeirats
im Jahr 2019 zeigt, dass Unterrichtsaus-
fall an Hessens Schulen immer noch
Alltag ist. Manchmal fällt der Unterricht
ersatzlos aus, manchmal werden die
Kinder und Jugendlichen von fachfrem-
dem Lehrpersonal betreut. Ersatzunter-
richt im jeweiligen Fach durch entspre-
chende Fachkräfte findet in den meisten
Fällen nicht statt. (www.leb-hessen.de)

Und die Zukunft?

Die Ergebnisse der aktuellen Studie der
Bertelsmann-Stiftung sind mehr als be-
sorgniserregend. Es fehlen bundesweit
jetzt schon 26.300 Grundschullehrer*
innen und 35.000 Erzieher*innen. Die
Schülerzahlen werden weiter steigen.
Die Einrichtung von Ganztagsschulen
und die steigende Zahlen bei der früh-

kindlichen Bildung werden weiteres
pädagogisches Personal erfordern.
Endlich wird gehandelt: Die Kultusmi-
nisterkonferenz hat beschlossen an den
Universitäten mehr Studienplätze für
das Lehramtsstudium einzurichten, aber
diese Maßnahme wird erst in 7 Jahren
Wirkung zeigen. So lange dauert ein
Lehramtsstudium.

Kurzfristig soll – so meint der eltern-
bund hessen – die Bezahlung der
Grundschullehrer*innen erhöht werden
um den Beruf attraktiver zu machen. Es
ist nicht nachvollziehbar, dass Grund-
schullehrer*innen weniger verdienen als
ihre Kolleg*innen an weiterführenden

Schulen. Und Lehrkräfte müs-
sen und können entlastet
werden: Viele Tätigkeiten

an Schulen müssen nicht
von ausgebildeten Lehrkräf-

ten ausgeübt werden. So
 können an Schulen z. B.

 Verwaltungsfachkräfte,
 Erzieher*innen, Sozialarbeiter*

 innen,  Psycholog*innen, technische und
pädagogische Assistent*innen bestimm-
te Tätigkeiten übernehmen. Die Ein -
setzung von Seiteneinsteiger*innen
wird voraussichtlich unumgänglich sein,
 diese müssen pädagogisch geschult und
intensiv begleitet werden.

Zu befürchten ist, dass die Unterrichts-
qualität in den kommenden Jahren
 sinken wird durch weniger Unterrichts-
stunden, größere Klassen, fehlende
 Lehrer*innen bzw. Lehrpersonal, das
nicht ausreichend qualifiziert ist.
 Klassenräume werden fehlen. Das wird
vor allem Kinder in den Großstädten
 betreffen, insbesondere Kinder aus
 bildungsfernen und sozial schwachen
Familien.

* Michael Hartlaub: Bürgerinitiative
„Verändert die Schule – jetzt“ in Heinz
Grossmann (Hrsg.): Bürgerinitiativen –
Schritte zur Veränderung? Fischer
Bücherei 1971

Lehrermangel, Unterrichtsausfall 
und keine Ende ...
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Ganztagsschulen 

Die heutige Halbtagsschule mit und
ohne Betreuungsangebote am Nach-
mittag ist eine Erfindung des 
19. Jahrhunderts. Bis dahin war
Schule über die Jahrhunderte immer
ganztägig mit einer gleichmäßigen
Verteilung des Unterrichts auf Vor-
und Nachmittag angelegt.

Der Unterrichtstag orientierte sich am
Tagesablauf im Arbeitsleben. In der
Mittagspause gingen die Kinder nach
Hause, um im Kreis der Familie das
Mittagessen einzunehmen. (Guido Seel-
mann-Eggebert: „Ganztagsschulen in
Hessen – Perspektive für die Zukunft“
im ebh-elternbrief 116, September
2016.) Das Arbeitsleben hat sich stark
verändert, die Halbtagsschule hat sich
bis heute gehalten.

Einige Zahlen

Der Bedarf an Ganztagsschulen ist
enorm: 60 % der Eltern wünschen sich
für ihre Kinder eine Ganztagsschule.
Aber das Angebot ist gering: nur für 
ca. 12 % der Schüler*innen gibt es
 einen Platz an einer voll ausgebauten
Ganztagsschule. (Zahlen: Ganztags-
schul verband 2018.)

Wenn man nur die Grundschulen be-
trachtet, sehen die Zahlen besser aus:
bundesweit besuchen rund 40 % der
Grundschüler*innen eine Ganztags -
schule, in Hessen sind es 33,6 %. Im
Koalitionsvertrag von Union und SPD
ist festgelegt, dass ab dem Jahr 2025
 Eltern einen Rechtsanspruch auf Ganz-
tagsbetreuung an Grundschulen bekom-
men. Dafür müssen bis dahin eine Milli-
on weitere Plätze eingerichtet werden.

Ganztagsschule oder
 Betreuung?

Die Kultusminister jonglieren gerne mit
den Begriffen. Eine Ganztagsbetreuung
ist noch lange keine Ganztagsschule. In
Hessen spricht man von „ganztägig ar-
beitenden Schulen“. Davon gibt es drei
Formen bzw. „Profile“ (vgl. § 15 Hessi-
sches Schulgesetz):

Profil 1: Schulen mit
 Betreuungsangeboten

Diese decken an mindestens drei Tagen
ein Angebot von 7 Zeitstunden von 7:30
bis 14:30 Uhr ab. Am Freitagnachmittag
ist die Schule lediglich verpflichtet nach
14:00 Uhr ein Angebot für diejenigen
Schüler*innen vorzuhalten, die dieses
benötigen. Eine enge Zusammenarbeit
mit Kinderhorten und freien Initiativen
zur ganztägigen Betreuung von Kindern
ist dabei anzustreben. Die Teilnahme ist
freiwillig.

Profil 2: Schulen mit
 Ganztagsangeboten

Sie bieten an fünf Tagen ein Angebot
von 7:30 bis 16:00 oder 17:00 Uhr an.
Am Freitagnachmittag ist die Schule
 lediglich verpflichtet nach 14:00 Uhr
ein Angebot für diejenigen Schüler*
innen vorzuhalten, die dieses benötigen. 

Die Angebote werden in Zusammenar-
beit mit freien Trägern, den Eltern oder
qualifizierten Personen durchgeführt.
Sie sollen die kulturelle, soziale, sport -
liche, praktische, sprachliche und kogni-
tive Entwicklung der Schüler*innen
 fördern. Die Teilnahme ist freiwillig.

Profil 3: Ganztagsschulen

Ganztagsschulen bieten an fünf Tagen
Betreuung, Unterricht und verpflichten-
de Ganztagsangebote in der Zeit von
7:30 bis 16:00 oder 17:00 Uhr für alle
ihre Schüler*innen an. Die Teilnahme
an den zusätzlichen Angeboten ist teil-
weise oder vollständig verpflichtend;
die Entscheidung darüber trifft die
Schulkonferenz. In der teilgebundenen
Ganztagsschule gibt es Ganztagsklassen
parallel zu „Halbtagsklassen.“ Die
 Eltern entscheiden darüber, in welche
Klasse ihr Kind gehen soll.

Ganztagsschulen... 
FESTSCHRIFT·40 JAHRE ebh
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Der Pakt für den Nachmittag

Der Pakt für den Nachmittag ist eine
 besondere Form der Betreuungsschule
nach Profil 1. Diese Schulen bieten eine
Unterrichts- und Betreuungsgarantie bis
14:30 Uhr mit Verzahnung von Unter-
richt und Angeboten. Anschließend
wird eine weitere Betreuung von 14:30
Uhr bis 16:00/17:00 Uhr durch den
kommunalen Schulträger angeboten.
Die Kosten dafür tragen die Eltern und
die Kommunen.

Ganztagsschulen sind die
 Schulen der Zukunft

Die Zahl der Ganztagsschule wird stei-
gen. Sie bieten eine bessere Vereinba-
rung von Familie und Beruf. Das Fami-
lienbild, dass der Vater arbeiten geht
während die Mutter zu Hause ist und
die Kinder nach der Schule ein Mitta-
gessen kocht und die Hausaufgaben
beaufsichtigt, entspricht nicht mehr
der Realität der meisten Familien.

Aber es geht nicht nur darum. Eine
Ganztagsschule bietet mehr Zeit
zum Lernen, Zeit für Sport und mu-
sische Angebote und Möglichkei-
ten für individuelle Förderung. Be-
nachteiligte Kinder können so bes-
sere Schulabschlüsse erreichen
und somit bessere Chancen für ih-
re Zukunft bekommen.

Der Bedarf an Ganztagsschulen
ist auch in der Politik angekom-
men. Der Koalitionsvertrag von
Union und SPD sieht vor,  Eltern
ab dem Jahr 2025 einen Rechts-
anspruch auf Ganztagsbetreu-
ung an Grundschulen zu ge-
währen. Hierfür fehlen  jedoch
(Stand: 2019) noch über eine
Million Plätze.

Ganztagsschulen 
zahlen sich aus

Natürlich werden die Ein-
richtung und der Betrieb
von Ganztagsschulen Geld
kosten, aber diese Investi-
tionen werden sich lang -

fristig auszahlen. Zu diesem Schluss
kommt eine im Auftrag der Bertelsmann
Stiftung angefertigte Studie „Zwischen
Bildung und Betreuung. Volkswirt-
schaftliche  Potenziale des Ganztags-
Rechtsanspruchs für Kinder im Grund-
schulalter“: „Sofern an den Ganztags-
schulen qualifiziertes  Personal einge-
setzt wird und es pädagogisch wirksame
Angebote gibt, könnten benachteiligte
Kinder durch die Lernförderung höhere
Abschlüsse erreichen und dadurch lang-
fristig ihre Einkommenschancen verbes-
sern. Zudem kämen durch die verbes-
serte Vereinbarkeit von Beruf und
 Familie mehr Eltern in Vollzeitarbeit.
Insgesamt käme es so zu höheren
Staatseinnahmen und geringeren Aus -
gaben für die Sozialhilfe.“ 
(Quelle: DER SPIEGEL 22. März 2019)

Der elternbund hessen fordert
...
Der elternbund hessen fordert überall
da, wo die Eltern das wünschen, echte
Ganztagsschulen, d. h. Schulen in
offener und gebundener Form nach
 Profil 3. Die Kinder können ab 7:30 Uhr
in die Schule kommen, mit einem offe-
nen Anfang. Die Schulzeit endet am
Nachmittag um 16:00 oder 17:00 Uhr
mit Rhythmisierung von Unterricht und
Betreuung. Die Schulen haben ausrei-
chend qualifiziertes Fachpersonal und
multiprofessionelle Teams. Die Kosten
für die Ganztagsschulen – auch die
 Kosten für das Mittagessen – trägt 
das Land.

Solche Ganztagsschulen ermöglichen
nicht nur eine bessere Vereinbarkeit von
Familie und Beruf, sie bieten auch mehr
Zeit für die individuelle Förderung aller
Kinder. Sie sind Lern- und Lebensraum.

Und sie würden
ein Ende
des Haus-
aufgaben -
elends
 bedeuten –
mehr Zeit für
ein entspann-
tes Familien -
leben!

...dringend gesucht!
FESTSCHRIFT·40 JAHRE ebh
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Diese Worte stammen von Kaiserin
Maria Theresia (1717-1780), die
während ihrer Amtszeit das  Bildungs -
system grundlegend reformierte. Sie
treffen mit Sicherheit auch zu auf die
40-jährige Geschichte des ebh, eine
bildungspolitisch bewegte Zeit.
Ein kurzer Überblick:

Das Förderstufenabschluss -
gesetz 1985

1985 hatte die rot-grüne Landesregie-
rung das „Förderstufenabschlussgesetz“
beschlossen, mit dem in Hessen ab Au-
gust 1987 an allen Schulen die Klassen
5 und 6 zu einer Förderstufe zusammen-
gefasst werden sollten. Die CDU-Frakti-
on im Landtag und der Hessische
 Eltern verein gründeten die „Bürgerak -
tion Freie Schulwahl“ und reichten beim
Hessischen Staatsgerichtshof Klage ein.
Die Klage wurde abgewiesen, der Weg
zur flächendeckenden Förderstufe war
frei. Aber es kam anders. Im April 1987
gab es vorgezogene Landtagswahlen,
SPD und die GRÜNEN verloren die
Mehrheit im Landtag, die CDU-FDP-
Regierung löste ihr Wahlversprechen
ein und kassierte umgehend das Förder-
stufenabschlussgesetz. Es wurde ersetzt
durch das „Schulfreiheitsgesetz“. 

Das „Schulfreiheitsgesetz“ 1987

Das „Gesetz zur Wiederherstellung der
Freien Schulwahl“ hatte vor allem zum
Ziel, die Einführung der flächendecken-
den Förderstufe sofort zu stoppen. Der
ebh-Vorsitzende Prof. Wolfram Heyn
kommentierte bei der Demonstration
„Gegen Politik mit der Brechstange“ im
Mai 1987: „Der vorliegende Gesetzes-
entwurf zur Förderstufe lässt uns Eltern
nicht einmal mehr die Alternative zum
dreigliedrigen Schulsystem ab Klasse 5,
sondern tötet die Förderstufe in ihrer
Substanz durch zu frühe Differenzie-
rung und Auslese.“ (Zitiert nach ebh-
 elternbrief Nr. 20, Mai 1987). Und der
ebh-elternbrief 23 kommentierte „Ein
Mann macht Schule“. Der Mann war
Kultusminister Dr. Christean Wagner
(CDU).

Das neue hessische Schulgesetz
1993

Die SPD-Regierungen und die rot-grü-
nen Regierungen in Hessen hatten im-
mer wieder (wenn auch manchmal nur
zögerlich) versucht, die Schulstruktur zu
verändern und mehr pädagogische Er-
neuerungen in die Schulen zu bringen.
Insbesondere mit dem „Neuen Hessi-
schen Schulgesetz“ von 1993 wurden
viele Reformen eingeleitet: z. B. Ver-
zicht auf Ziffernnoten in den Klassen  
1 und 2, Verzicht auf Noten für Sozial-
verhalten, Grundschulen mit festen Öff-
nungszeiten, ein möglichst durchlässi-
ges Schulsystem, Gemeinsamen Unter-
richt von behinderten und nichtbehin-
derten Kindern, Einrichtung von Förder-
stufen und Gesamtschulen.

Die drei „Qualitätssicherungs-
gesetze“ 1999, 2002, 2005

Mit dem Regierungswechsel 1999 wur-
de das alles weitgehend zunichte ge-
macht. Mit den so genannten „Qualitäts-
sicherungsgesetzen“ wurden die Refor-
men aus 1993 Schritt für Schritt zurück-
gedreht – gegen den Widerstand von
 Eltern, Lehrkräften und Schüler*innen
und gegen die Empfehlungen vieler
Wissenschaftler*innen in den Anhörun-
gen. In der Grundschule gab es wieder
Noten ab Klasse 2 und Vergleichsarbei-
ten, die Gymnasialzeit wurde verkürzt
von 9 auf 8 Jahren (G8-G9), die Rah-
menpläne wurden ersetzt durch schul-
formbezogene Lehrpläne. 

Der elternbund beteiligte sich an der
Diskussion im ebh-elternbrief und infor-
mierte die Öffentlichkeit mit mehreren
Broschüren. Fazit: „Die drei hessischen
„Qualitätssicherungsgesetze“ verschär-
fen die Auslese. Das bedeutet noch we-
niger Chancen für Kinder aus bildungs-
fernen Schichten und für Kinder mit
Migrationshintergrund. Die Hessische
Landesregierung hat aus der PISA-
 Studie nichts gelernt.“ (Quelle: Das
„neue“ Hessische Schulgesetz und die
Folgen. Was Eltern wissen sollten. 
ebh-Broschüre 2005) 

Nach dem Regierungswechsel 1999
wurde die Schulkonferenz nach und
nach entmachtet. Viele Entscheidungen
gingen zurück an die Schulaufsicht und
an die Schulleitung. Demokratie in der
Schule, Beteiligung von Eltern und
Schüler*innen war nicht mehr er-
wünscht.

Kleine grüne Lichtblicke 
seit 2014

Seit 2014, seit die GRÜNEN Koaliti-
onspartner der CDU sind, wurden einige
der Grausamkeiten stillschweigend
zurückgedreht: Grundschulen dürfen
wieder auf Noten in den Klasse 2 und 3
verzichten, es gibt mehr und mehr
Ganztagsschulen, Inklusion wird (wenn
auch sehr, sehr zaghaft) umgesetzt und
die G8-Reform wurde lautlos kassiert.

„Schule war schon immer
ein Politikum“

FESTSCHRIFT·40 JAHRE ebh
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Ein Ausblick von 
Klaus Wilmes-Groebel, 
Vorsitzender des 
elternbund hessen e.V.

Statt Erkenntnis kriegt man Noten, 
Lebenschancenzuteilungsquoten.
Dass, so hieß doch der Beschluss, 
jeder Mensch was lernen muss,
ist indes fast null und nichtig
und systemisch nicht so wichtig.
Dies hält man weltweit für schlecht, 
unsozial und ungerecht. 

(Michael Hüttenberger: Auf den Busch geklopft. 
Verdichtete Anmerkungen zum deutschen 
Schulsys tem, Mühltal 2009)

Was sind die Ergebnisse der letzten 
40 Jahre Bildungspolitik in Hessen?

• Wir geben mehr Geld für Schulen aus als jemals
zuvor, aber viele Schulen sind Sanierungsfälle, die
Investitionen produzieren nicht die gewünschten
Ergebnisse; das Geld reicht nicht.
• Die Hauptschulen sind im wesentlichen
 abgeschafft, es gibt aber immer noch Hauptschul-
abschlüsse. 
• Wir produzieren mehr Abiturienten als jemals
 zuvor, aber die Wirtschaft beschwert sich über
 Bewerber*innen mit Abitur, die Schwierigkeiten
haben, sich schriftlich auszudrücken.
• Wir haben Inklusion, aber nicht überall, unser
Förderschulsystem ist in voller Blüte.
• Die Lehrerausbildung ist weitgehend veraltet,
viel zu stofforientiert. 
• Schule ist immer noch analog, die gewaltigen
Veränderungen, die die Digitalisierung mit sich
bringt, werden nicht reflektiert.
• Die Struktur der Schülerschaft hat sich völlig ver-
ändert, die Schule hat sich dem nicht richtig ange-
passt. Chancengleichheit für alle ist nicht gegeben.

•Anstatt Kurs auf Gemeinschafts- und Ganztags-
schulen zu nehmen, statt ein Schulsystem zu bau-
en, dass für alle funktioniert, bauen wir weiter an
einer Schule die selektiert, die den Misserfolg von
vielen Schüler*innen systemisch vorsieht.

Wir brauchen eine Schulwende!

Wie hatte Günther Grass einmal gesagt: „Der Fort-
schritt ist eine Schnecke!“ Das stimmt, aber die
Schnecke der hessischen Bildungspolitik muss
jetzt auch mal um die Ecke kommen, damit sie
dann endlich (wieder) das Ziel sieht: Ein Schule
für alle! Sonst kriecht sie auf ewig den Berg hinan,
es wird immer schwieriger, immer teurer, aber es
gibt keinen qualitativen Fortschritt.

Wir brauchen eine wirkliche Schulreform,

• die bereit ist, heilige Kühe zu schlachten 
(z. B. die große Ausleseschule Gymnasium);
• die sich dem Thema der Gemeinschaftsschule
wieder zuwendet; 
• die die Berufsprofile für die an Schulen Beschäf-
tigten grundlegend modernisiert, denn das alte
Hausmeister*in-, Sozialarbeiter*in-, Lehrer*in-
Profil trägt schon lange nicht mehr;
• die die Ausbildung der schulisch Beschäftigten
neu ausrichtet. Alle Lehrer*innen müssen in die
Lage versetzt werden, mit heterogen Klassen- und
Lerngruppen zurecht zu kommen. Aussortieren
darf keine Option an Hessens Schulen mehr sein!

Das ist mein persönlicher Wunsch – und der des
elternbund hessen e. V. – für die hessische Schul-
politik der kommenden Jahrzehnte: 

Aussortieren darf keine Option 
an  Hessens Schulen mehr sein!

Der elternbund wird weiterhin alle unterstützen,
die auf dieses Ziel hinarbeiten und alle Eltern orga-
nisieren, die sich gegen Selektion und ein ewiges
„Weiter so!“ zur Wehr setzen.

Wir brauchen  eine Schulwende!
FESTSCHRIFT·40 JAHRE ebh
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20 Die Elternratgeber des elternbund hessen
Auf unserer Homepage (www.elternbund-hessen.de) finden Sie von jedem   
ebh-Elternratgeber eine kostenlose 4-seitige Leseprobe. Sie können die Broschüren
bei der Geschäftsstelle des elternbund hessen e. V. bestellen, per Post: Oeder Weg
56, 60318 Frankfurt, per Telefon 069 553879, per Fax 069 5962695 oder per 
E-Mail: info@elternbund-hessen.de  Sie können sie auch kostenpflichtig herunter-
laden. Sonderkonditionen gibt es für ebh-Mitglieder und bei Sammelbestellungen.
 Fragen Sie nach beim ebh-Elterntelefon 069 553879.

ebh-Elternratgeber Heft 2
Der Schulelternbeirat.
Die Kreis- und
Stadtelternbe i  räte.
Der Landeselternbeirat.
Aus dem Inhalt:
• Schulelternbeirat, Aufgaben und Rechte
• Zusammenarbeit mit Schulleitung,

Kollegium und Förderverein
• Aufgaben von Kreis-, Stadt- und  

Landeselternbeirat
40 Seiten; DIN A4, Einzelpreis: 6,00 Euro 
zzgl. Versandkosten 1,50 Euro 

ebh-Elternratgeber Heft 3
Die Schulkonferenz
Aus dem Inhalt:
• Aufgaben der Schulkonferenz 
• Wahl der Mitglieder, Sitzungen 
• Anträge und Protokoll
• Zusammenarbeit mit Schuleltern-

beirat und Gesamtkonferenz
44 Seiten; DIN A4, 
Einzelpreis: 6,00 Euro 
zzgl. Versandkosten 1,50 Euro 

ebh-Elternratgeber Heft 1
Der Klassenelternbeirat
Aus dem Inhalt:
• Zusammenarbeit von Eltern 

und Schule
• Klassenelternbeirat, Wahlen, 

Aufgaben und Rechte
• Elternabende: Vorbereitung, 

Durchführung, 
besondere Themen

36 Seiten; DIN A4, 
Einzelpreis: 4,50 Euro 
zzgl. Versandkosten1,50 Euro 

ebh-Elternratgeber Heft 4
Inklusion
Aus dem Inhalt:
• Rechtliche Grundlagen 
• Berichte aus Inklusiven Schulen
• Hilfe für Eltern
62 Seiten; DIN A4, 
Einzelpreis: 2,50 Euro 
zzgl. Versandkosten 1,50 Euro 
In Zusammenarbeit mit GIB 
(Gruppe  InklusionBeobachtung) 
Hessen.

ebh-Elternratgeber Heft 5
Welche Schule für 
mein Kind?
Aus dem Inhalt:
• Grundschulempfehlung und 

Elternentscheidung
• Verfahren der Anmeldung 
• Bildungsgänge, Schulformen, 

Schulabschlüsse
32 Seiten; DIN A4, 
Einzelpreis: 3,50 Euro 
zzgl. Versandkosten 1,50 Euro

Elternratgeber Gesamtschule
4 Jahre Grundschule
6 Jahre Gesamtschule
Aus dem Inhalt:
• was ist eine Integrierte Gesamtschule (IGS)
• die Stärken der IGS
• alle Schulabschlüsse
• Entscheidungshilfen für Eltern
12 Seiten; DIN A5, 
Einzelpreis: 1,00 Euro 
zzgl. Versandkosten 1,50 Euro 

mitdenken · mitwirken · mitentscheiden
ebh
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